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Wohnen im Alter bei
lebenslanger Behinderung – ein
gerontologisches Themamit
wachsender Relevanz

Mit dem Themenschwerpunkt Wohnen
im Alter bei lebenslanger Behinderung
wird in der Zeitschrift für Gerontologie
und Geriatrie ein Thema aufgegriffen,
das sowohl in der Eingliederungshilfe
als auch in der Gerontologie zunehmend
Beachtung findet. Die Gründe hierfür
lassen sich sowohl in demografischen
Veränderungen als auch in gesellschaftli-
chenEntwicklungenverorten,die sowohl
durch die Ratifizierung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention (UN-BRK) in
Deutschland vor zehn Jahren als auch
durch die Verabschiedung des Bundes-
teilhabegesetzes im Dezember 2016, mit
dem die Umsetzung der UN-BRK wei-
ter rechtlich verankert werden sollte,
ihren Ausdruck finden. Ältere und alte
Menschenmit einer (auch lebenslangen)
Behinderung sind allerdings eine sehr
heterogene Gruppe in Bezug auf ihre
Lebenslagen, Ressourcen und Unter-
stützungsbedarfe, vergleichbar mit allen
anderen Menschen in der Lebensphase
Alter.

Aus den vorliegenden und wenig dif-
ferenzierendenDatenwird deutlich, dass
ihre Zahl steigt. Dem zweiten Teilhabe-
bericht der Bundesregierung zufolge [1,
S. 41ff.] lebten im Jahr 2013 insgesamt
12,77Mio. Menschen mit Beeinträchti-
gungen in Deutschland. Dies entspricht
einem Anteil von 15,8% an der Gesamt-
bevölkerung. Dabei steigt der Anteil von
Menschen mit Beeinträchtigungen an
der Gesamtbevölkerung mit zunehmen-
dem Lebensalter deutlich an. Er beträgt
34% bei den 65- bis 79-Jährigen und

47,7% bei den ab 80-Jährigen, wobei dies
sowohl lebenslangealsauchaltersbedingt
erworbene Beeinträchtigungen umfasst.
Es überwiegen zwar körperliche Behin-
derungen und Sinnesbehinderungen,
doch weisen auch 38% der 45- bis 64-
Jährigen und 9% der über 65-Jährigen
nach der amtlichen Schwerbehinder-
tenstatistik von 2013 eine sog. geistige
Behinderung auf. Unter Berücksichti-
gung der steigenden Lebenserwartung
von Menschen mit einer lebenslangen
Behinderung [2] wird deutlich, dass eine
differenzierte Beschäftigung mit ihren
Lebenslagen und den damit verbunde-
nenUnterstützungserfordernissen in der
Gerontologie dringend geboten ist.

Die Auseinandersetzung mit der Le-
benssituation älter werdender Menschen
mit einer lebenslangen Behinderung
muss dabei auch vor dem Hintergrund
sichveränderndergesellschaftlicherRah-
menbedingungenundeinesdaraus resul-
tierenden veränderten Selbstverständnis
der Betroffen und ihrer An- und Zu-
gehörigen stattfinden. Seit den 1970er-
Jahren wird zunehmend der Anspruch
auf Selbstvertretung und Selbstbestim-
mung eingefordert, der auf ein anderes
Verständnis von Behinderung sowie ein
selbstbestimmtes Leben und Akzeptanz
in der Gesellschaft abzielt. Sowohl in
der International Classification of Func-
tioning, Disability and Health (ICF)
als auch in der 2009 in Deutschland
ratifizierten UN-BRK kommt dieses
veränderte Selbstverständnis zum Aus-
druck. Dieses betont die gesellschaftliche

Mitbedingtheit von Beeinträchtigungen
und die daraus resultierende Exklusi-
on und fordert die Gesellschaft unter
dem Stichwort Inklusion zur Öffnung
für Menschen mit einer Behinderung
auf. Auch älteren Menschen mit einer
lebenslangen Behinderung soll, trotz
anderweitiger langjähriger Sozialisati-
onserfahrungen inSpezialeinrichtungen,
die Möglichkeit zur Teilhabe gegeben
werden.

Dass dieser Anspruch insbesondere
für ältere Menschen bislang noch kaum
umgesetzt wird, hat mehrere Ursachen.
Zum einen haben sie, in der Nach-
kriegszeit geboren, kaum eine schulische
Förderung, dafür aber negative Stig-
matisierungen erfahren und leben zum
Großteil fast ihr gesamtes Leben inKom-
plexeinrichtungen. So weisen Zahlen für
den Landschaftsverband Westfalen-Lip-
pe aus, dass 42% aller Menschen mit
einer sog. geistigen Behinderung in sta-
tionären Wohnformen leben. Für die
Gruppe der über 50-Jährigen sind es so-
gar 60% [3]. Alternative Lebensformen
sind ihnen kaum bekannt und die Fä-
higkeit zu Artikulation und Umsetzung
eigener Lebensvorstellungen, beispiel-
weise in Bezug auf Wohnwünsche, auf-
grund dieser Sozialisationserfahrungen
kaum ausgebildet und mitunter behin-
derungsbedingt auch schwer erfassbar.
Hinzu kommt, dass es sich bei älte-
ren Menschen mit einer lebenslangen
Behinderung, insbesondere einer sog.
geistigen Behinderung, um eine beson-
ders vulnerable Gruppe handelt, die im

Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie 3 · 2019 215

https://doi.org/10.1007/s00391-019-01552-0
http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/s00391-019-01552-0&domain=pdf


Editorial

Vergleich zu Gleichaltrigen ohne eine
Behinderung über geringere finanzielle
Ressourcen verfügt und eine schlechtere
soziale Verankerung aufweist – dies als
Folge fehlender Familiengründung und
sozialer Beziehungen außerhalb der Ein-
richtung, in der sie leben. Entsprechend
der „Environmental-docility“-Hypothe-
se von Lawton [4] kommt deshalb der
Gestaltung von Umweltbedingungen
eine hohe Bedeutung zu, um den Be-
troffenen ein größtmögliches Ausmaß
an Selbstbestimmung und Selbstständig-
keit sowie die Umsetzung persönlicher
Lebensvorstellungen zu ermöglichen.

In Artikel 19 der UN-BRK ist das
Recht auf wunschgemäßes Wohnen und
eine unabhängige Lebensführung veran-
kert. Menschen mit einer Behinderung
sollen ihren Aufenthaltsort frei wählen
können und nicht verpflichtet sein, in
besonderen Wohnformen zu leben, und
sie sollen Zugang zu gemeindenahmen
Unterstützungsdiensten haben.

Die beiden Projekte „Modelle für die
UnterstützungderTeilhabevonMenschen
mit geistiger Behinderung im Alter inno-
vativ gestalten (MUTIG)“, gefördert vom
BMBF, und „Wahlmöglichkeiten sichern“,
gefördert von der Stiftung Wohlfahrts-
pflege,wollendurcheineexplorativeWis-
sensgenerierung einen Beitrag zur fun-
dierten Umsetzung des Artikel 19 der
UN-BRK leisten. Sie erfassen und be-
schreiben die Wohnsituationen für die
Gruppe der Menschen mit einer sog.
geistigen Behinderung und mit komple-
xen Behinderungen im Alter und prü-
fen die Möglichkeiten zur Realisierung
von Wohnwünschen für diese Zielgrup-
pe, die bisher kaum im Fokus der Geron-
tologie war. In den vier Beiträgen dieses
Themenheftes werden relevante Teiler-
gebnisse ausbeidenProjektenvorgestellt,
die sich schwerpunktmäßig auf quanti-
tative Analysen zur Wohnsituation und
auf qualitative Erhebungen zu Wohn-
wünschen und Umzugsentscheidungen
beziehen.

Der erste Beitrag vonAntoniaThimm,
Friedrich Dieckmann und Theresia Haß-
ler mit dem Titel „In welchen Wohn-
settings leben ältere Menschen mit
geistiger Behinderung? Ein quantita-
tiver Vergleich von Altersgruppen für
Westfalen-Lippe“ zielt mit einer durch-

geführten Bestandserhebung auf eine
Verbesserung des Wissensstandes zur
Wohnsituation von älteren Menschen
mit einer sog. geistigen Behinderung ab.
Dazu wird auf Grundlage der Daten des
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe
sowie ergänzender Primärerhebungen
in ausgewählten Pflegeeinrichtungen in
Westfalen-Lippe die Wohnsituation von
Erwachsenen mit einer geistigen Behin-
derung untersucht. Differenziert wird
dabei nach Personen, die Leistungen
der Eingliederungshilfe erhalten und
ambulant oder stationär wohnen, und
Personen, die in allgemeinen oder in
speziellen Pflegeeinrichtungen leben.
Die Ergebnisse verdeutlichen, dass sich
ein Großteil der Erwachsenen mit einer
geistigen Behinderung in stationären
Wohnsettings der Eingliederungshilfe
befindet, wobei mit zunehmendem Le-
bensalter ihr Anteil steigt. Die für die
jüngeren Altersgruppen ebenfalls an-
zutreffenden Wohnformen eines selbst-
ständigen Wohnens, entweder allein,
mit Unterstützung durch Angehörige
oder durch ambulante Dienste, sind bei
älteren Menschen kaum anzutreffen.
Stattdessen gewinnen Pflegeeinrichtun-
gen nach SGB XI, mit ihren deutlich
eingeschränkten Teilhabemöglichkeiten,
mit zunehmendem Alter an Bedeutung
und veranschaulichen die Benachteili-
gung dieser Personengruppe in Bezug
auf eine möglichst selbstständige Le-
bensführung.

„Wohnwünsche von Menschen mit
komplexer Behinderung“ ist der The-
menschwerpunkt des zweiten Beitrags
von Karin Schrooten, Carina Bössing,
Karin Tiesmeyer und Dieter Heitmann.
Die Autorengruppe widmet sich einer
besonders vulnerablen Zielgruppe, de-
ren eingeschränkte Möglichkeiten zur
Artikulation von Wohnwünschen und
-bedürfnissen besondere methodische
Zugangsweisen erfordern. Auch die Er-
gebnisse dieses Beitrags verdeutlichen,
dass die Umsetzung des Artikel 19 UN-
BRK für die gewählte Zielgruppe kaum
erkennbar ist. Umzüge werden, wie auch
die Ergebnisse des ersten Beitrags ver-
muten lassen, aufgrund eines steigenden
Pflegebedarfs durchgeführt und nicht als
Ergebnis von Entscheidungsprozessen
der Betroffenen. Die von den Autoren

entwickelten und in exemplarischen
Fallstudien erprobten Verfahren zur Er-
mittlung von Wohnwünschen zeigen
hingegen eine Perspektive auf, wie Men-
schen mit komplexen Behinderungen
mehrAutonomie und Selbstbestimmung
in der Gestaltung ihrer Wohnsituation
erhalten können.

Dass Umzüge beiMenschenmit einer
sog. geistigen Behinderung kaum statt-
finden und wenn, dann überwiegend in
eine stationäre Pflegeeinrichtung, bestä-
tigen auch die Ergebnisse von Theresia
Haßler, Antonia Thimm und Friedrich
Dieckmann zum Thema „Umzüge von
älteren Menschen mit geistiger Behin-
derung – eine quantitative Analyse“.
Auch diesen Ergebnissen liegen – wie
auch im ersten Beitrag – Daten des
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe
zugrunde, die im Hinblick auf stattge-
fundene Umzüge ausgewertet werden.
Es wird deutlich, dass nur wenige ältere
Menschen mit sog. geistiger Behinde-
rung überhaupt umziehen und wenn,
dann vielfach aus einer stationären Ein-
richtung der Eingliederungshilfe in ein
Pflegeheim nach SGB XI. Nur ein gerin-
ger Anteil wechselt aus einer stationären
Einrichtung in ein ambulant betreutes
Wohnsetting. Wie die Autoren betonen,
könnendieseDatenzwarVeränderungen
in der Wohnsituation abbilden, jedoch
keine Schlussfolgerungen zu den Um-
zugsgründen erlauben, aus denen sich
möglicherweise Anforderungen an die
Gestaltung der einzelnenWohnangebote
ableiten lassen.

Diese Entscheidungsprozesse versu-
chen Friedrich Dieckmann, Bianca Ro-
dekohr und Christin Mätze mit ihrem
Beitrag „Umzugsentscheidungen in Pfle-
geeinrichtungen bei älteren Menschen
mit geistiger Behinderung“ zu skizzie-
ren. Aus den von ihnen durchgeführten
Fallstudien in speziellen Pflegeeinrich-
tungen wird deutlich, dass Umzugsent-
scheidungen von den Bewohnern kaum
selbstbestimmt als Ergebnis vorheri-
ger Beratung und Information getroffen
wurden. Stattdessenwerden sie überwie-
gend aus institutioneller Notwendigkeit
veranlasst, wenn aus Sicht der Pflege-
einrichtung der steigende Pflegebedarf
nicht mehr gedeckt werden kann. Damit
zeigen die Ergebnisse einen konkreten
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Handlungsbedarf zur Veränderung von
Versorgungsanboten und Prozessen der
Entscheidungsfindung auf, um den An-
sprüchen auf Selbstbestimmung und
Teilhabe der weiter ansteigenden Anzahl
älter werdender Menschen mit einer
lebenslangen Behinderung zukünftig
besser gerecht zu werden.

Insgesamt zeigt sich ein sehr defi-
zitäres Bild in Bezug auf die Achtung
individueller Wohnbedürfnisse und das
Recht auf Autonomie bei der Wahl der
Wohnform für die Gruppe der älte-
ren Menschen mit einer lebenslangen
Beeinträchtigung, speziell bei geistiger
Behinderung. Die strukturellen Rah-
menbedingungen in der einschlägigen
Fachpraxis schränken dieses Recht bis-
lang eindeutig ein. Weder wurden bisher
die erforderlichen leistungsrechtlichen
Grundlagen geschaffen, v. a. für ältere
Menschen mit komplexen Behinderun-
gen, noch sind Mitarbeiter und Träger
hinreichend sensibilisiert und qualifi-
ziert, mögliche Alternativen zur aktuel-
len Wohnsituation gemeinsam mit den
Betroffenen zu erarbeiten und so um-
zusetzen, wie es die UN-BRK fordert.
Wissensdefizite über die unterschiedli-
chen Lebenssituationen von Menschen
mit einer lebenslangen Behinderung, ih-
ren jeweiligenUnterstützungsbedarf und
Schwierigkeiten mit der Erfassung von
WohnwünschenbeiMenschenmitKom-
munikationsbeeinträchtigungen tragen
dazu bei, dass beispielsweise die Um-
setzung des Artikel 19 UN.BRK v. a. für
ältere Menschen bislang kaum gelungen
ist.
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Fachnachrichten

Jetzt bewerben: DGG vergibt
zwei Stipendien für die Euro-
pean Academy for Medicine of
Ageing (EAMA)

Die Teilnahme am Postgraduierten-
Kolleg der European Academy for
the Medicine of Ageing ist eine ein-
zigartige Möglichkeit wissenschaft-
liche Kompetenzen im Bereich der
Geriatrie zu erwerben und auf in-
ternationalem Niveau geriatrisch-
wissenschaftliches Networking zu
betreiben.

Die EAMA, die sich selbst als eine Insti-

tution sieht, welche die Kompetenzen

junger Geriater, die eine Führungsposi-
tion einnehmen könnten, fördern und

weiterentwickeln möchte, bietet neben
Projektmanagement, Leadership-Training

und Kommunikation eine hervorragende

Möglichkeit zur Karriereentwicklung und
eine exzellente Grundlage für internatio-

nales Networking.

Die Deutsche Gesellschaft für Geriatrie
(DGG) vergibt zwei Vollstipendien, die
die kompletten Kurskosten abdecken. Auf
die Stipendien können sich geriatrisch

tätige Ärzte, mit Interesse an Forschung

und Lehre in der Geriatrie und der Bereit-
schaft, ein wissenschaftliches Netzwerk

aufzubauen, bewerben.

Bitte bewerben Sie sich umgehend, die

Benachrichtigung der geförderten An-
tragsteller erfolgt zum 01.07.2019. Die
Stipendien werden nach Prüfung der För-

dervoraussetzung vergeben. Das Executive
Board der EAMA und der Vorstand der

DGG werden die Auswahlentscheidung

gemeinsam treffen.
Bitte richten Sie Ihre aussagekräftige Be-
werbung mit einem formlosen Antrag
sowie Ihrer Vorstellung der zukünftigen

Kooperation im Science Network und der

DGG per E-Mail mit dem Betreff „Stipendi-
um EAMA“ an die Geschäftsstelle der DGG:

geschaeftsstelle@dggeriatrie.de oder rei-

chen Sie Ihre Unterlagen auf dem Postweg
ein: Geschäftsstelle der DGG, Seumestr.8,

10245 Berlin

Weiterführende Informationen zur EA-

MA finden Sie auf der EAMA-Website
(www.eama.eu).
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